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Hamburgs Finanzbehörde hat den
Vorwurf des Bundesrechnungshofs
zurückgewiesen, Einkommensmil-
lionäre zu wenig zu prüfen und so
erhebliche Steuerausfälle in Kauf zu
nehmen. „Der Bundesrechungshof
hat Hamburg gar nicht geprüft“,
sagte Finanzsenator Wolfgang Pei-
ner (CDU) am Dienstag. Insofern
könne er die „unsinnige These“ des
Rechnungshofs nicht nachvollzie-
hen. Zugleich versicherte der Sena-
tor, dass Hamburgs Finanzämter ih-
re Aufgaben ordnungsgemäß erfüll-
ten und regelmäßig prüften.

Der Bundesrechnungshof hatte
zuvor in Berlin seinen Jahresbe-
richt 2006 vorgelegt. Danach prüfe
der Fiskus im Schnitt jährlich nur
15 Prozent der Einkunftsmillionä-
re. Dabei gebe es erhebliche Unter-
schiede zwischen den Bundeslän-

dern. Eine konsequentere Prüfung
sei allerdings „allemal lohnend“,
sagte Rechnungshofpräsident Die-
ter Engels. Er verwies darauf, dass
jede Sonderprüfung Mehreinnah-
men von durchschnittlich 135 000
Euro ergeben habe.

Mit Blick auf den ungleichen
Steuervollzug wollte Engels jedoch
nicht „Ross und Reiter“ nennen
und keine Länder „an den Pranger
stellen“. Aber ein Land prüfe jähr-
lich 60 Prozent der Einkunftsmil-
lionäre, ein anderes nur rund zehn
Prozent. Der Verdacht sei nicht von
der Hand zu weisen, dass die Län-
der weniger forsch vorgingen, die
als „reiche“ Geberländer in den fö-
deralen Finanzausgleich viel Geld
einzahlten und daher wenig Anreiz
hätten. Die Prüfergebnisse ließen
diesen Schluss aber nicht zu. Ham-
burg gehört zu den Geberländern
im Finanzausgleich.

Nach Darstellung der Finanzbe-
hörde sind für die Art der Prüfung
die Einkunftsarten der Einkom-
mensmillionäre wichtig. Bei Gut-
verdienern, die beispielsweise an
Personengesellschaften beteiligt
seien, sei die Steuererklärung der
Personengesellschaft entschei-
dend. Bei Einnahmen aus Kapital-

erträgen sorgten Kontrollmittei-
lungen dafür, dass die Erträge lü-
ckenlos erfasst würden. Pauschale
Vorwürfe, die Betriebsprüfung
werde bei Einkommensmillionären
unzureichend tätig, könnten ange-
sichts der komplizierten Sach- und
Rechtslage nur ins Leere gehen,
erklärte die Finanzbehörde weiter.

Der Finanzsenator verwies zudem
darauf, dass jedes große Unterneh-
men in Hamburg „intensiv, zeitnah
und regelmäßig“ von Betriebsprü-
fern begutachtet werde.

Dem widersprach der SPD-Bür-
gerschaftsabgeordnete Jürgen
Schmidt. Großbetriebe würden in
der Hansestadt keineswegs regel-

mäßig „von A bis Z“, sondern le-
diglich schwerpunktmäßig ge-
prüft. Mehr Betriebsprüfer würden
hier Abhilfe schaffen. Zugleich un-
terstützte Schmidt die Forderung,
Einkommensmillionäre intensiver
als bisher zu prüfen. „Es lohnt sich
schon, einen Blick auf deren Kon-
ten zu werfen.“

Der Hamburger Vorsitzende der
Gewerkschaft Ver.di, Wolfgang Ro-
se, bezeichnete den Rechnungshof-
bericht als „Backpfeife“ für Peiner
und den CDU-Senat. Zugleich for-
derte er den Senator zu einem
„Schadensbericht“ in der Bürger-
schaft und zur Einstellung von 200
Steuer- und Betriebsprüfern auf.
„Schon lange gilt Hamburg unter
Steuerberatern im Bundesgebiet
als besonders lasch: Sie ist die
Hauptstadt der Steuerhinterzie-
hung – und der Finanzsenator tut
nichts dagegen“, sagte Rose.

Finanzbehörde wehrt sich: Kein Steuer-Eldorado für Millionäre
Bundesrechnungshof wirft Ämtern zu lasche Steuerprüfungen vor – Senator Peiner: „Unsinnige These“ – Gewerkschaft Ver.di fordert „Schadensbericht“

Hamburg wird in diesem Jahr 501 Millionen Euro
mehr an Steuern einnehmen als im Haushaltsplan
vorgesehen. Ursprünglich waren Einnahmen in Hö-
he von 7,3 Milliarden Euro vorgesehen. Aufgrund
der guten Konjunktur und der daraus folgenden
dynamischen Entwicklung bei den Unternehmens-
teuern würden jetzt 7,726 Milliarden Euro erwartet,
sagte Finanzsenator Wolfgang Peiner am Dienstag.
Hinzu kämen 75 Millionen Euro als globale Mehr-
ausgabe für den Länderfinanzausgleich. Für das

kommende Jahr sagte der Senator 296 Millionen
Euro Mehreinnahmen voraus. Allerdings gebe es für
2007 „erhebliche Schätzrisiken“. So rechne er bei
der Gewerbe- und der Körperschaftsteuer mit sin-
kenden Einnahmen, möglicherweise sogar „im drei-
stelligen Millionenbereich“. Darüber hinaus stellten
die Reform des Erbschaftsteuerrechts und die für
2008 geplante Unternehmensteuerreform Risiken
dar, die zu „Steuermindereinnahmen im hohen zwei-
stelligen Millionenbereich“ führen würden. os

501 Millionen Euro mehr Steuereinnahmen als geplant

Das Hamburger Spendenparlament
tritt am Montag, 20. November, zu
seiner dritten und letzten Arbeits-
sitzung in diesem Jahr zusammen.
Abgestimmt werden Anträge von 17
Projekten gegen Armut, Obdachlo-
sigkeit und soziale Isolation mit ei-
nem Volumen von rund 121. 00 Euro,
teilte das Parlament am Dienstag
mit. Wenn sie genehmigt werden,
wäre das Jahr 2006 mit insgesamt 71
Projekten und 520 000 Euro das er-
folgreichste Jahr in der zehnjähri-
gen Geschichte des Spendenparla-
ments.

Mit der November-Sitzung soll
die vier Millionen-Euro-Marke
überschritten werden, die dann seit
Gründung 1996 an hilfsbedürftige
Einrichtungen in Hamburg ausge-
schüttet wurden. „Wir sind natür-
lich glücklich, helfen zu können“,
sagte Dirk Bleese, Vorstandsvorsit-
zender des Trägervereins. Zugleich
sehe man mit großer Besorgnis den
Anstieg der Not in der Stadt: Das
bürgerliche Engagement sei wichti-
ger denn je. Zu den aktuellen An-
tragsstellern gehören unter anderem
der Sozialdienst katholischer Frau-
en (20 000 Euro für den Umbau ei-
nes Heims), die Tagesaufenthalts-
stätte „Herz As“ (13 500 Euro für
einen neuen Kleintransporter) und
der Verbund sozialtherapeutischer
Einrichtungen (7440 Euro für be-
treutes Mittagessen). epd

Infos im Netz
www.spendenparlament.de 

Spendenparlament
gibt so viel 

Geld wie nie zuvor

Die Nordelbische Kirche will den
Deutschen Evangelischen Kir-
chentag 2013 nach Hamburg holen
und trotz wieder steigender Steu-
ereinnahmen an ihrem Sparkurs
festhalten. Das machte Synoden-
präsident Hans-Peter Strenge am
Dienstag in Kiel deutlich. „Wir se-
hen für Hamburg 2013 eine gute
Chance“, sagte er. Mit den Kir-
chentag-Plänen und dem Haushalt
kommenden Jahres wird sich die
Nordelbische Synode von Don-
nerstag nächster Woche an befas-
sen. Strenge rechnet für 2007 mit
284,7 Millionen Euro aus der Kir-
chensteuer – fast 23 Millionen
mehr als für das laufende Jahr ge-
plant. Zum Sparen gebe es aber
keine Alternative.

Immerhin hatte Nordelbien Mit-
te der 90er Jahre noch 380 Millio-
nen Euro aus der Kirchensteuer
bezogen. „Die Überschüsse werden
zur Ablösung bestehender Darle-
hen eingesetzt“, sagte Strenge.
Auch in die Senioren- und Bil-
dungsarbeit sowie in die Rettung
des verschuldeten Mütterkurheims
in Büsum sollen Mehreinnahmen
fließen. 

Zudem will die Kirche sich mit
anderen Partnern in dem Verein
„Die Brücke“ für die Errichtung
eines ökumenischen Zentrums in
der Hamburger HafenCity enga-
gieren, sagte der Synodenpräsi-
dent. Dies gelte sowohl planerisch
als auch finanziell. dpa

Nordelbien will
Kirchentag nach
Hamburg holen

Ein Teil der etwa 190.000 in
Deutschland seit Jahren nur gedul-
deten Flüchtlinge darf auf ein dau-
erhaftes Bleiberecht hoffen. Union
und SPD einigten sich am Diens-
tag in Berlin grundsätzlich auf
Eckpunkte einer Bleiberechtsrege-
lung. Demnach soll es eine bundes-
gesetzliche Regelung geben, über
die den Ausländern neben dem
Bleiberecht auch der Zugang zum
Arbeitsmarkt eröffnet wird. In
Hamburg leben rund 13 000 Aus-
länder, die als Flüchtlinge vor
Krieg und Verfolgung aufgenom-
men wurden. 11 000 von ihnen hät-
ten Hamburg schon lange wieder
verlassen müssen, weil sich die La-
ge in ihren Heimatländern wieder
beruhigt hat. Allein sie belasten
den Hamburger Steuerzahler jähr-
lich mit 80 Millionen Euro. Wie
viele von der Neuregelung profitie-
ren ist unklar. Nach der Vorstel-
lung von Innensenator Nagel sol-
len geduldete Ausländer mit einer
Familie mindestens seit sechs Jah-
ren in Deutschland leben, solche
ohne Familie seit acht Jahren. Alle,
die diese Kriterien erfüllen, sollen
eine Arbeitsgenehmigung erhalten.
Sie hätten dann Zeit, bis zum
30.September kommenden Jahres
einen Job zu finden. Nach zwei
Jahren solle dann geprüft werden,
ob sie in der Lage sind, ihren Le-
bensunterhalt zu verdienen. Be-
stimmen kann Hamburg diese Vor-
aussetzungen nicht. zv

13 000 Ausländer 
in Hamburg hoffen 

auf Bleiberecht

Hamburgs Bürgermeister Ole von Beust (CDU) und HSV-
Trainer Thomas Doll haben gestern im Problemquartier
Mümmelmannsberg eine neue Küche für das Sozialprojekt
„Stiftung Mittagskinder“ eingeweiht. Schwerpunkt der Ein-
richtung ist die Versorgung benachteiligter Kinder mit war-
men, gesunden Mahlzeiten. Die „Mittagskinder“, im Jahr

2004 von Susann Grünwald-Aschenbrenner gegründet, wer-
den im Fußballjahr 2006/2007 als erstes Sozialprojekt vom
„Hamburger Weg“ gefördert, dessen Schirmherr von Beust
ist, erklärte die Staatliche Pressestelle. Initiator ist der HSV,
der sein Sportmarketing mit der Förderung ausgewählter
Sozialprojekte verbinden will. Die gemeinnützige und mild-

tätige „Stiftung Mittagskinder“ hilft sozial benachteiligten
Kindern in Förderprojekten und Einrichtungen dabei, ein
selbst bestimmtes, verantwortungsbewusstes Leben zu er-
lernen. Mit dem Kindertreff im Stadtteil Mümmelmannsberg
fing es an, mittlerweile kümmert sich die Stiftung um rund
250 Kinder. bs/dpa

Bürgermeister Ole von Beust und Susann Grünwald-Aschenbrenner, „Stiftung Mittagskinder“, mit den Kindern im Treff. In HSV-Trikots schmecken die Klößchen gleich doppelt gut FOTO: DPA/ SEBASTIAN WIDMANN 

Hoher Besuch für die kleinen Mittagskinder in Mümmelmannsberg 
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Die Bürgerschaftsfraktionen von
SPD und GAL ziehen gemeinsam
vor das Hamburger Verfassungs-
gericht, um gegen die von der CDU
beschlossenen Änderungen des
Wahlrechts zu klagen. Das teilten
die Oppositionsparteien am Diens-
tag mit. Die SPD-Fraktion hatte
am Vorabend einstimmig beschlos-
sen, das Vorgehen der CDU vor
dem höchsten Hamburger Gericht
rechtlich überprüfen zu lassen. Die
Fraktion der GAL hatte schon am
2. November eine Verfassungskla-
ge beschlossen. Die CDU hatte ge-
gen die Proteste der Opposition das
erst vor zwei Jahren per Volks-
entscheid eingeführte Wahlrecht
im Oktober geändert.

Trotzdem haben sich die Ham-
burger Sozialdemokraten schon als
erste der drei Bürgerschaftspartei-
en in Grundzügen auf die Kan-
didatenaufstellung für die Bürger-
schaftswahl 2008 geeinigt. Danach
zeichne sich ab, dass es keine Dop-
pelkandidaturen geben werde, sag-
te Parteisprecher Bülent Ciftlik am

Dienstag. Das heißt, wer kandidie-
ren will, muss sich vorher entschei-
den, ob er als Direktkandidat im
Wahlkreis antritt oder sich auf der
Landesliste der Partei um die Zu-
stimmung der Wähler bewirbt. Le-
diglich der Spitzenkandidat und

der Vorsitzende der SPD-Bürger-
schaftsfraktion sollen die Möglich-
keit haben, sowohl im Wahlkreis
als auch auf der Landesliste zu
kandidieren. Der Landesvorstand
hatte sich auf seiner Sitzung am
Montagabend mit dem Thema be-
schäftigt. Eine endgültige Ent-
scheidung solle in der kommenden
Woche fallen, hieß es.

Kommt das neue Wahlrecht, wie
von der CDU beschlossen, werden
bei der Bürgerschaftswahl 2008
erstmals 17 Wahlkreise geschaffen,
in denen sich Direktkandidaten
um ein Parlamentsmandat bewer-
ben. Der andere Teil der künftigen
Bürgerschaftsabgeordneten wird
über eine Liste ins Parlament ge-
wählt, über deren Besetzung die
Parteien entscheiden. Legt man
das Ergebnis der SPD bei der Bür-
gerschaftswahl 2004 zugrunde –
damals kamen die Sozialdemokra-
ten auf 30,5 Prozent – gelten nach
dem neuen Wahlrecht die ersten 14
bis 15 Listenplätze als „sichere“
Plätze, die dem Kandidaten den
Einzug in die Bürgerschaft garan-
tieren. Allerdings geht man in der

SPD davon aus, 2008 deutlich bes-
ser abzuschneiden, sodass es mög-
licherweise bis zu 20 Listenkan-
didaten ins Parlament schaffen
könnten.

Leicht verändert wird die Rei-
henfolge der Plätze, über deren Be-
setzung der Landesvorstand und
damit Parteichef Mathias Petersen
allein bestimmen kann. So solle die
Parteiführung auf die Plätze eins
bis vier sowie die Plätze zehn und
20 „Zugriff“ haben, hieß es. Bis-
lang galt diese Regelung für die
Plätze eins bis fünf. Über diese
Regelung hatte im Jahr 1997 der
damalige Bürgermeister Henning
Voscherau den heutigen SPD-
Landeschef Mathias Petersen ins
Parlament geholt. Außerdem wur-
de dadurch sichergestellt, dass bei-
spielsweise der Hamburger Chef
des Deutschen Gewerkschafts-
bunds ein Parlamentsmandat be-
kam. Ob diese Regelung angesichts
der heftigen Proteste der Gewerk-
schaften gegen die Arbeitsmarkt-
politik der früheren rot-grünen
Bundesregierung Bestand haben
werde, sei noch nicht klar, hieß es. 

SPD will keine Doppelkandidaturen für die Wahl 2008
Grundzüge der Kandidatenaufstellung zeichnen sich ab – Gleichzeitig klagt Partei gegen CDU-Änderungen

SPD-Chef Mathias Petersen will Spitzen-
kandidat bei der Wahl 2008 werden
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MEDIENSTAATSVERTRAG
DGB Nord lehnt Entwurf ab
Schleswig-Holsteins Landtag sollte
nach Ansicht des DGB den Staats-
vertrag mit Hamburg über eine ge-
meinsame Medienanstalt nicht ratifi-
zieren. Der Vertrag habe gravierende
Mängel, sagte am Dienstag der DGB
Nord-Vorsitzende Peter Deutschland.
Er rügte ein eingeschränktes Tätig-
keitsprofil der neuen Anstalt, eine
dürftige Finanzausstattung, Norder-
stedt als Standort und Regelungen
zur Filmförderung. Mit dem Vertrag,
den die Regierungschefs Peter Harry
Carstensen und Ole von Beust (beide
CDU) ausgehandelt hatten, befasste
sich am Dienstag auch die CDU-Frak-
tion in Kiel. Koalitionspartner SPD
lehnt den vorliegenden Vertrag ab. 

POLIZEI
Dealer im Rollstuhl
Die Hamburger Polizei hat einen 62-
jährigen Rollstuhlfahrer festgenom-
men, der mit Rauschgift gehandelt
haben soll. Zivilfahnder hätten die
Wohnung des Mannes nach einem
Hinweis observiert, teilte die Polizei
am Dienstag mit. Ein 52-jähriger Be-

sucher sei nach Verlassen der Woh-
nung überprüft worden. Dabei sei ein
Glasbehälter mit Kokain entdeckt
worden. Beide Männer wurden vor-
läufig festgenommen und nach Über-
prüfung der Personalien wieder ent-
lassen. Bei dem 62-Jährigen wurden
rund 1500 Euro mutmaßliches Deal-
geld sichergestellt, außerdem Fein-
waagen, Streckmittel, Verpackungs-
material und Munition für eine 357er
Magnum. 

DU UND DEINE WELT
Hits für Kids
Spielen, klettern, tanzen oder zau-
bern – die große Verbraucherausstel-
lung „Du und deine Welt“ bietet vom
18. bis 26. November auch für die
jüngsten Besucher ein spannendes
und abwechslungsreiches Pro-
gramm. Bei zahlreichen Hits für Kids
und Aktionen für die ganze Familie
gibt es auf dem Hamburger Messe-
gelände viel zu entdecken und aus-
zuprobieren. Die Eltern haben in den
Messehallen umfassend Gelegen-
heit zum Shoppen, Entdecken und
Genießen. Insgesamt präsentieren
sich Aussteller aus 38 Nationen. 

HAMBURG KOMPAKT
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Eine unabhängige Anwaltskanzlei
soll prüfen, ob die Hansestadt den
umstrittenen Mietvertrag mit dem
Osmani-Clan über die Nutzung ei-
ner Asylbewerberunterkunft in Al-
tona vorzeitig kündigen kann. Die
stadteigene Sprinkenhof AG, seit
Ende vergangenen Jahres für das
Vertragsmanagement zuständig,
habe eine Kanzlei mit der recht-
lichen Einschätzung beauftragt, ob
und unter welchen Vorausset-
zungen der Vertrag aufgelöst wer-
den kann, sagte Sprinkenhof-Chef
Henning Tants.

Am Wochenende war bekannt
geworden, dass das Asylbewerber-
heim an der Isebekstraße, die das
Bezirksamt Altona für monatlich
39 000 Euro angemietet hat, 
der GGS Grundstücksgesellschaft
Stellingen mbH von Burim Osmani
gehört. Der sitzt seit Mai in Unter-
suchungshaft, der BND rückte
Mitglieder des Albaner-Clans 
in die Nähe organisierter Krimi-
nalität.

Die Finanzbehörde will nun un-
tersuchen, ob die Hansestadt wei-
tere Mietverträge mit der GGS ge-
schlossen hat, wie Behördenspre-
cher Sebastian Panknin bestätigte.
Dabei sollten alle 1200 Miet- und
Pachtverträge der Stadt unter die
Lupe genommen werden. Eine
„umfassende Prüfung“ sei aber
kaum möglich, weil vielfach nicht
bekannt sei, wer sich hinter den
einzelnen Immobilienfirmen ver-
birgt. Die Behörde will sich bei
Staatsanwaltschaft und Polizei um
eine Liste der Unternehmen bemü-
hen, die den Osmanis zugerechnet
werden. Es sei aber nicht leicht,
aus bestehenden Verträgen her-
auszukommen. Die Stadt müsse
gerichtsfeste Argumente liefern,
sonst könnte sie auf die Erfüllung
der Verträge verklagt werden.

Burim Osmani hatte die GGS
Ende 2003 gekauft und dies
schriftlich mitgeteilt. Seither sei
„auf unterer Ebene“ bekannt ge-
wesen, dass die Unterkunft Osma-
ni gehöre, sagte Altonas Bezirks-
amtschef Hinnerk Fock. Als Osma-
ni das Gebäude umfassend reno-
vieren und umbauen ließ, hätten
sich Mitarbeiter der Altonaer Bau-
prüfabteilung auch „ein oder zwei
Mal persönlich“ mit Osmani ge-
troffen. „Die Osmanis waren da-
mals jedoch noch nicht skandal-
trächtig“, so Fock. inga

Asylunterkunft:
Osmani-Vertrag

wird geprüft 


